Verselbstandigung der Spitéler und der Kantonalen Psychiatrischen Dienste als 6ffentlich-rechtliche Anstalten sowie Schaf-

fung einer Spital-Immobiliengesellschaft

Fragen zur Vernehmlassung

1. Verselbstandigung und Ausgliederung der Kantonsspitéler und der Kantonalen Psychiatrischen Dienste (KPD) aus der Verwaltung

Gegenwartig sind die drei Akutspitaler (Bruderholz, Laufen, Liestal) und
die Kantonalen Psychiatrischen Dienste (KPD) Teil der 6ffentlichen
Verwaltung (vier Dienststellen). Im Hinblick auf die neue Spitalfinanzie-
rung ab 2012 wurden in anderen Kantonen offentliche Spitéler aus der
offentlichen Verwaltung herausgel6st und verselbstandigt. Griinde daftr
sind u.a. hdéhere Flexibilitat, schnellere Marktanpassung und Nutzung
von Synergien. Der Einfluss der ¢ffentlichen Hand kann durch die In-
strumente des KVG (Spitalplanung, Leistungsauftrag etc.) und die Wahl
der Rechtsform gesichert werden.

In der Vorlage (Abschnitt 4) wird die Verselbstandigung und Ausgliede-
rung der drei Akutspitéler Bruderholz, Laufen und Liestal sowie der
Kantonalen Psychiatrischen Dienste aus der ¢ffentlichen Verwaltung
vorgeschlagen.

Unterstitzen Sie den Vorschlag zur Ausgliederung der Kantonsspitaler
und der KPD aus der Verwaltung

@ ohne Vorbehalt
O mit Vorbehalt

Q Ablehnung
O keine Stellungnahme

Bemerkungen:

Die Auslagerung wurde von der FDP bereits im Jahre 2007 mit ihrem
Vorstoss 2007/203 gefordert und wird nun folgerichtig unterstitzt.

Die Verselbststandigung hétte jedoch eindeutig friiher erfolgen sollen.
Nun muss in einem einzigen Projekt bis 1.1.2012 gleichzeitig die
Auslagerung der Spitaler, deren Fusion sowie die Einflihrung der DRG
erfolgen. Es erscheint schier unmdglich, drei so grosse Projekte
gleichzeitig umzusetzen. Eine Etappierung ware angebracht gewesen.




2. Schaffung von Betriebsgesellschaften fur die Akutsomatik und die Psychiatrie

Im Rahmen der Verselbstandigung wurden in anderen Kantonen (u.a.
SO, LU, TG) Spitaler zu Gruppen zusammengefasst. Damit kdnnen
mehr Synergien in Infrastruktur, medizinischer Leistungserbringung,
Angebotsgestaltung und Wettbewerb erreicht werden als mit der Ver-
selbstandigung von einzelnen Spitdlern. Unterschiedliches Leistungs-
angebot und organisatorische Aspekte sprechen fir die Schaffung von
eigenen Betriebsgesellschaften fir Akutsomatik und Psychiatrie.

In der Vorlage (Abschnitt 5) wird die Schaffung einer aus den Kantons-
spitélern Bruderholz, Laufen und Liestal bestehenden Betriebsgesell-
schaft fir die Akutsomatik und die Schaffung einer Betriebsgesellschaft
fur die Psychiatrie bestehend aus den Kantonalen Psychiatrischen
Diensten (KPD) vorgeschlagen.

Unterstltzen Sie den Vorschlag zur Schaffung einer Betriebsgesell-
schaft fur die Akutsomatik und einer Betriebsgesellschaft fur die Psy-
chiatrie

@ ohne Vorbehalt

O mit Vorbehalt

O Ablehnung

O keine Stellungnahme

Bemerkungen:

Die vorgeschlagene Variante der Auslagerung der 3 Akutspitaler unter
einem Dach ist zu begriissen. Der Zusammenschluss bringt
Synergien, ermoglicht zusétzliche Schwerpunktbildungen, was
mittelfristig zu Qualitatsverbesserungen und Kosteneinsparungen
fuhren wird. Es gilt aber zu bemerken, dass die Umstrukturierung nicht
von heute auf morgen erfolgen kann und es in einer Anfangsphase zu
Quersubventionierungen zwischen den einzelnen Standorten kommen
wird. Die Gefahr von Verlustvortragen fir die Gesellschaft in den
ersten Jahren ist vorhanden.

Die Auslagerung der Psychiatrie in eine separate Gesellschaft ist zu
unterstiitzen, da es sich um ein ganz anderes Leistungsangebot mit
unterschiedlicher Betreuungs-/Pflegephilosophie handelt. Die anderen
Organisationsabléaufe sowie die unterschiedliche Finanzierung (ohne
DRG) verunmdglichen ebenfalls Synergiegewinne.




3. Rechtsform der Gesellschaften

Als Rechtsformen fir die Betriebsgesellschaften kommen die

- offentlich-rechtliche Anstalt

- privatrechtliche Aktiengesellschaft

in Frage. Bei der Ausgestaltung der 6ffentlich-rechtlichen Anstalt ist der
Gesetzgeber weitgehend frei. Bei der privatrechtlichen Aktiengesell-
schaft gelten die Vorschriften des OR. Wesentlichster Unterschied ist
die Ausgestaltung der Anstellungsverhaltnisse der Mitarbeitenden. Bei
der privatrechtlichen Aktiengesellschaft sind diese privatrechtlich. Bei
der offentlich-rechtlichen Anstalt sind sowohl 6ffentlich-rechtliche wie
privatrechtliche Formen méglich. Der Einfluss der 6ffentlichen Hand ist
bei der offentlich-rechtlichen Anstalt in der Regel grdsser.

In der Vorlage (Abschnitt 4.3.4 und § 8 rev. Spitalgesetz) wird die
Schaffung von o6ffentlich-rechtlichen Anstalten fir die Akutsomatik und
die Psychiatrie vorgeschlagen.

Unterstltzen Sie den Vorschlag zur Schaffung o6ffentlich-rechtlicher
Anstalten fur die Akutsomatik und die Psychiatrie

O ohne Vorbehalt
@ mit Vorbehalt

O Ablehnung
O keine Stellungnahme

Bemerkungen:

Die Beurteilung der Rechtsform kann anhand der Frage der Haftung,
des Personalrechts, der Moglichkeiten der Mittelbeschaffung und der
Moglichkeit der Einflussnahme durch das Parlament erfolgen.
Faktisch besteht in beiden Rechtsformen eine Staatsgarantie, da ein
Konkurs einer AG im Kantons-Besitz nicht realistisch ist.

Der direkte Einfluss der offentlichen Hand ist bei der &ffentlich
rechtlichen Gesellschaft grosser wegen der Oberaufsicht durch das
Parlament und der Genehmigung der Strategie durch die Regierung.
Bei der AG bt der Verwaltungsrat diese Funktionen aus und die
Mitsprache des Parlamentes ist génzlich ausgeschlossen.

Ein zentraler Punkt ist auch das Personalrecht. Ausgliederungen in
Aktiengesellschaften fiihren meist zu erheblichem Widerstand von
Personalverbanden. Die Auslagerung kénnte dadurch gefahrdet sein.
Der unternehmerische Spielraum sowie die Konditionen flr die
Fremdkapitalbeschaffung sind in beiden Rechtsformen gleichwertig.
Insgesamt wurde deshalb fir die Auslagerung von Spitédlern
schweizweit der offentlich rechtlichen Form der Vorzug gegeben.




4. Namensgebung

In der Vorlage wird fur die aus den drei Kantonsspitalern Bruderholz,
Laufen und Liestal gebildete 6ffentlich-rechtliche Anstalt die Bezeich-
nung Kantonsspital Baselland und fir die aus den Kantonalen Psy-
chiatrischen Diensten gebildete offentlich-rechtliche Anstalt die Be-
zeichnung Psychiatrie Baselland vorgeschlagen.

Unterstitzen Sie den Vorschlag zur Namensgebung ,Kantonsspital
Baselland* und ,Psychiatrie Baselland"

@ ohne Vorbehalt
O mit Vorbehalt

O Ablehnung
O keine Stellungnahme

Bemerkungen:

keine




5. Ausgestaltung der offentlich-rechtlichen Anstalt , Kantonsspital Baselland*

Der Leistungsauftrag des Kantons fur die Akutsomatik wird an das Kan-
tonsspital Baselland erteilt. Dieses hat den Leistungsauftrag so auf die
Standorte zu verteilen, dass die Versorgung der Bevolkerung in allen
Regionen des Kantons medizinisch und wirtschaftlich optimal sicherge-
stellt ist. Die strategische Fuhrung des ,Kantonsspital Baselland® liegt
beim Verwaltungsrat, die operative beim Vorsitzenden der Geschéftslei-
tung. Die detaillierte Organisation des Betriebs ist im Rahmen der Kon-
vergenzphase zu definieren.

In der Vorlage (Abschnitt 5, § 32 rev. Spitalgesetz) ist vorgesehen, dass
fur die strategische Fihrung im Rahmen der Vorgaben des Kantons der
Verwaltungsrat zustandig ist, fir die operative Flhrung eine Vorsitzen-
de oder ein Vorsitzender der Geschaftsleitung. .

Unterstlitzen Sie den Vorschlag zur organisatorischen Ausgestaltung
der offentlich-rechtlichen Anstalt ,Kantonsspital Baselland*

O ohne Vorbehalt
@ mit Vorbehalt

Q Ablehnung
Q keine Stellungnahme

Bemerkungen:

Grundsatzlich wird die organisatorische Ausgestaltung der neuen
Gesellschaft mit Verwaltungsrat fur die strategische Fihrung und
Geschéftsleitung fur dir operative Filhrung begrisst.

Es muss einzig auf die Doppelrolle des Vorstehers des
Gesundheitsdepartements hingewiesen werden, der einerseits als
Regierungsrat fur die Versorgungssicherheit des Kantons zustéandig
ist und die Leistungsauftrage an die diversen Institutionen vergibt und
andererseits als Verwaltungsrat "Kantonsspital Baselland" fir einen
der Leistungserbringer verantwortlich ist.

Ein gewisses Potential an Intressenskonflikten ist vorhanden und es
ware zu Uberlegen, ob das nicht vermieden werden sollte.

§ 32 Punkte g, h, und i sind operative Aufgaben der Geschaftsleitung,
welche dem Verwaltungsrat nur zur Kenntnisnahme oder eventuell zur
Genehmigung unterbreitet werden sollten. Punkt 8 ist zu streichen
gemass Stellungnahme zu Frage 9 "Schaffung einer
Immobiliengesellschaft”.




6. Ausgestaltung der offentlich-rechtlichen Anstalt , Psychiatrie Baselland”

Der Leistungsauftrag des Kantons fir die psychiatrische Versorgung
wird an die Psychiatrie Baselland erteilt. Diese hat den Leistungsauftrag
so auf die Standorte zu verteilen, dass die Versorgung der Bevolkerung
in allen Regionen des Kantons medizinisch und wirtschaftlich optimal
sichergestellt ist. Die strategische Fuhrung der Psychiatrie Baselland
liegt beim Verwaltungsrat, die operative beim Vorsitzenden der Ge-
schéftsleitung. Die detaillierte Organisation des Betriebs ist im Rahmen
der Konvergenzphase zu definieren.

In der Vorlage (Abschnitt 5, § 32 rev. Spitalgesetz) ist vorgesehen, dass
fur die strategische Fihrung im Rahmen der Vorgaben des Kantons der
Verwaltungsrat zustandig ist, fir die operative Flhrung eine Vorsitzen-
de oder ein Vorsitzender der Geschéftsleitung. Es ist vorgesehen, die
Verwaltungsrate des Kantonsspitals Baselland und der Psychiatrie Ba-
selland personell méglichst identisch zu besetzen.

Unterstitzen Sie den Vorschlag zur Ausgestaltung der 6ffentlich-
rechtlichen Anstalt ,Psychiatrie Baselland*®

O ohne Vorbehalt
@ mit Vorbehalt

O Ablehnung
O keine Stellungnahme

Bemerkungen:

siehe Punkt 5




7. Anstellungsverhéltnisse der Mitarbeitenden der 6ffentlich-rechtlichen Anstalten , Spital Baselland” und , Psychiatrie Baselland*

Bei der Verselbstandigung und Ausgliederung von Spitalern und Institu-

tionen der Psychiatrie kommt der Ausgestaltung der Anstellungsver-
haltnisse der Mitarbeitenden grosse Bedeutung zu. Dies gilt speziell
auch hinsichtlich der Akzeptanz bei den Mitarbeitenden. Einerseits sol-
len die Mitarbeitenden nicht schlechter gestellt werden als in der bishe-
rigen Situation, andererseits sollen die Betriebsgesellschaften die M6g-
lichkeit haben, die Anstellungsverhéltnisse an die betriebliche Situation
anzupassen.

Es werden drei Varianten der Ausgestaltung der Anstellungsverhaltnis-
se vorgeschlagen (8 11 rev. Spitalgesetz):

- Variante 1 geht mit Ausnahme der Regelungen lber die Ar-
beitszeit von der Personalgesetzgebung des Kantons aus

- Variante 2 delegiert die Kompetenz zum Erlass von Ausfih-
rungsbestimmungen zum Personalgesetz und Personaldekret
an die Verwaltungsrate der Betriebsgesellschaften

- Variante 3 sieht die Regelung der Anstellungsbedingungen in
einem offentlich-rechtlichen Gesamtarbeitsvertrag vor

Welche Variante der Ausgestaltung der Anstellungsverhaltnisse unter-
stiitzen Sie wie?

O

Variante 1 ohne Vorbehalt
Variante 1 mit Vorbehalt
Variante 2 ohne Vorbehalt
Variante 2 mit Vorbehalt
Variante 3 ohne Vorbehalt
Variante 3 mit Vorbehalt
Ablehnung aller Varianten
keine Stellungnahme

QO@OO00

Bemerkungen:

Die Ausgestaltung der Anstellungsbedingungen der Mitarbeiter ist von
grosser Bedeutung. Das Gesundheitswesen als spezifische Branche
verlangt auch Branchen-spezifische Losungen, um die
Konkurrenzfahigkeit der neuen Anstalten in Zukunft zu gewahrleistet.
Es soll daher in keinem Fall das Personalstatut des Kantons
Ubernommen werden, sondern eine Losung angestrebt werden mit
offentlich-rechtlichen Anstellungsbedingungen, die es ermdglichen,
flexibel auf Veranderungen zu reagieren. Es soll ein
Gesamtarbeitsvertrag angestrebt werden, der sich am Lohnsystem
vom Kanton Baselland orientiert.




8. Berufliche Vorsorge

Bei der Ausgliederung der Spitdler und psychiatrischen Einrichtungen
als selbstandige Betriebsgesellschaften missen die Regelungen zur
beruflichen Vorsorge angepasst werden. Das Teilliquidationsreglement
der Basellandschaftlichen Pensionskasse (BLPK) wird 2011 einer BVG-
konformen Revision unterzogen, so dass die Spitalbetriebe bei ihrer
Verselbstandigung durch den Kanton nicht ausfinanziert werden mus-
sen.

Es werden zwei Varianten zur Ausgestaltung der Beruflichen Vorsorge
vorgeschlagen (8 12 rev. Spitalgesetz)

- Variante 1 sieht vor, dass sich die Betriebsgesellschaften ,Spité-
ler Baselland” und ,Psychiatrie Baselland” zur Gewéhrleistung
der beruflichen Vorsorge dauerhaft der Basellandschaftlichen
Pensionskasse (BLPK) anschliessen und die Regelungen des
Staatspersonals gelten

- Variante 2 ware bei Regelung der Anstellungsverhaltnisse in ei-
nem GAYV anzuwenden und sieht ebenfalls den Anschluss an
die BLPK vor. Die Regelungen waren in den GAV zu Uberneh-
men

Welche Varianten zur Ausgestaltung der Beruflichen Vorsorge unter-
stiitzen Sie wie?

O

Variante 1 ohne Vorbehalt
O Variante 1 mit Vorbehalt
O Variante 2 ohne Vorbehalt
@ Variante 2 mit Vorbehalt
O Ablehnung aller Varianten
O keine Stellungnahme

Bemerkungen:

Als logische Konsequenz der geforderten 6ffentlich-rechtlichen
Anstellungsbedingungen mittels Gesamtarbeitsvertrag ist ein
Anschlussvertrag mit eigener Vorsorgeordnung anzustreben.

Da vorgesehen ist, bei der Auslagerung auf eine Ausfinanzierung zu
verzichten, sind die moglichen finanziellen Konsequenzen fir die
ausgelagerten Anstalten aufzuzeigen und entsprechend in den
Businessplanen zu bertcksichtigen.




9. Ausgliederung der Immobilien und Schaffung einer kantonalen Spital-lmmobiliengesellschaft

Immobilien sind fur Spitaler der Akutsomatik und der Psychiatrie strate-
gisch entscheidende Positionen. Spitéler mit nicht optimalen Raumlich-
keiten haben im Rahmen einer leistungsabhangigen Finanzierung
Wettbewerbsnachteile. Ab 2012 sind neben den Betriebskosten auch
die Gebaudeinvestitionen und die Grundstiickverzinsung Bestandteile
der Fallpauschalen. Abgegolten werden nur betriebsnotwendige Immo-
bilien. System und Hohe der Investitionsabgeltung (Apparate und Im-
mobilien) sind noch nicht festgelegt. Mittel fir zukiinftige Investitionen
kénnen aus der Krankenversicherung nur im Umfang der erbrachten
Leistungen, d.h. der erzielten Fallpauschalen, erarbeitet werden.

Gebaude und Grundstiicke der Kantonsspitaler und der KPD sind ge-
genwartig Eigentum des Kantons Baselland. Die Struktur des Portfolios
ist in der Vorlage dargestellt.

Werden Spital-lImmobilien aus dem kantonalen Portfolio ausgegliedert,
so konnen sie an die Betriebsgesellschaften (Spital Baselland, Psychi-
atrische Dienste Baselland) oder an eine separate Spital-
Immobiliengesellschaft Gbertragen werden. Eine Spital-
Immobiliengesellschaft wirde das Immobilien-Portefeuille bewirtschaf-
ten und den Spitdlern die Spitalgebaude vermieten. In beiden Fallen
wirden die Grundstiicke beim Kanton verbleiben (Baurecht). Der Vor-
schlag zur Schaffung einer Immobiliengesellschaft basiert auf der Uber-
legung, dass diese fiir die optimale Nutzung des ,Verwertungsportfoli-
os", d.h. der nicht betriebsnotwendigen Immobilien, die besten markt-
massigen Voraussetzungen haben drfte.

Mit der Ubertragung werden folgende Ziele angestrebt:

- marktkonforme und ergebnisorientierte Bewirtschaftung der Fla-
chen

Unterstltzen Sie den Vorschlag zur Ausgliederung der Spital-
Immobilien und zur Schaffung einer Spital-Immobiliengesellschaft in der
Form einer offentlich-rechtlichen Anstalt

O ohne Vorbehalt

O mit Vorbehalt

@ Ablehnung

O keine Stellungnahme

Bemerkungen:

Die betriebsnotwendigen Immobilien sind fur die Spitaler von
strategischer Bedeutung und sollen deshalb direkt an die Anstalten
Ubertragen werden. Die Grundstiicke sowie nicht betriebsnotwendige
Immobilien sollen im Kantonsbesitz bleiben. Die Grundstiicke sollen
durch die Anstalten mit Baurechtszinsen abgegolten werden.

Die Schaffung einer Immobiliengesellschaft ist abzulehnen. Durch
diese Konstellation wirde eine unnétige zuséatzliche
Schnittstellenproblematik entstehen und die unternehmerische
Freiheit der Spitaler wéare eingeschrankt. Das Konstrukt erscheint
schwerféllig und es kénnen keine namhaften Vorteile aufgezeigt
werden. Zudem fehlen Angaben zum Businessplan einer solchen
Immobiliengesellschaft.




- Optimierung des Immobilienportfolios

- koordinierte, benitzergerechte und kostenoptimierte Planung
und Realisierung von Neubauten

- marktkonforme Standards, Optimierung des Dienstleistungsein-
kaufs

- Sicherung einer kostenoptimierten Finanzierung und einer
transparenten Leistungsverrechnung

- rasche, benitzergerechte und wirtschaftliche Planung und Rea-
lisierung von baulichen Anpassungen in bestehenden Bauten

- effizienter und wirtschaftlicher Unterhalt der Immobilien

- effizienteres Flachenmanagement

In der Vorlage (Abschnitt 7 und Abschnitt D Spitalgesetz) wird die Aus-
gliederung der Immobilien und ihre Ubertragung an die neu zu schaf-
fende Spital-immobiliengesellschaft in Form einer 6ffentlich-rechtlichen
Anstalt und mit der Bezeichnung ,Kantonale Spitalimmobiliengesell-
schaft" vorgeschlagen.




10. Eignerstrategie

In der Eignerstrategie sind die strategischen Erwartungen der 6ffentli-
chen Hand an die Betriebsgesellschaften Spital Baselland und Psychi-
atrie Baselland formuliert. Die Eignerstrategie ist durch den Regie-
rungsrat zu genehmigen. Fir die Umsetzung verantwortlich sind die
Verwaltungsrate der verselbstandigten Gesellschaften. Sie haben re-
gelmassig Bericht Uber die Umsetzung der Eignerstrategie an den Re-
gierungsrat zu erstatten. Die Eignerstrategie wird durch den Regie-
rungsrat periodisch tberprift und angepasst.
Die Eignerstrategie umfasst Aussagen zu folgenden Punkten:

- Zusammenarbeit Universitat Basel und Nordwestschweiz

- Eigenversorgungsgrad und Kooperationen

- Kostenentwicklung

- Marktdefinition und Leistungsauftrag

- Patientenorientierung und Qualitat

- Marktbezogene Ziele

- Finanzielle Ziele

- Personelle Ziele

- Governance und Fuhrungsstruktur

- Kooperationen und Beteiligungen

- Planung, Controlling und Reporting

In der Vorlage (Abschnitt 8) sind die Grundsétze der Eignerstrategie
umschrieben.

Unterstltzen Sie die Vorschlage der Eignerstrategie

O ohne Vorbehalt
@ mit Vorbehalt

O Ablehnung
O keine Stellungnahme

Bemerkungen:

Die vorliegenden Leitsétze werden unterstitzt. Diese sind jedoch zu
ergadnzen um einen weiteren Leitsatz zum Themenkomplex Qualitat,
Ethik und Transparenz.

Die vorgeschlagene Fuhrungsstruktur mit entsprechender Kompetenz-
zuordnung wird grundsatzlich begrusst. Eine langfristige Finanzierung
der Ausgelagerten Spitaler aus eigener Kraft ist anzustreben.
Entsprechend muss auch die finanzielle Ausstattung bei der
Auslagerung ausgestaltet sein, dies jedoch immer auch unter
Bertcksichtigung der Interessen der Pramien- und Steuerzahler
unseres Kantons. Die Businessplane sind noch zu prasentieren und
missen entsprechend beurteilt werden.

Fur die Controlling Funktion des Landrates hinsichtlich der
Gesundheitsversorgung der Kantonsbevélkerung braucht es neu
einen Versorgungsbericht, der dem Landrat alle 4 Jahre zur
Genehmigung vorzulegen ist. So unterbreitet der Regierungsrat dem
Parlament die Gesamtplanung inklusive der bereits umgesetzten und
neu notwendigen Massnahmen und ermaoglicht diesem die Controlling
Funktion effektiv wahrzunehmen.




11. Kompetenzaufteilung Landrat/Regierungsrat/Verwaltungsrat

Die Schaffung der selbstandigen Betriebsgesellschaften ,Kantonsspital
Baselland* und ,Psychiatrie Baselland“ sowie einer ,Kantonalen Spital-
Immobiliengesellschaft* bedingt die Anpassung der Kompetenzen von
Landrat und Regierungsrat sowie die Umschreibung der Kompetenzen
und Zusammensetzung der Verwaltungsrate der Betriebsgesellschaf-
ten. Festzulegen sind auch Aufgaben und Kompetenzen der Revisions-
stelle.

Die Kompetenzen von Landrat, Regierungsrat und Verwaltungsrat so-
wie der Revisionsstelle sind in § 29 — 33 des revidierten Spitalgesetzes
umschrieben.

Unterstitzen Sie die vorgeschlagenen Kompetenzregelungen

O ohne Vorbehalt
@ mit Vorbehalt

O Ablehnung
O keine Stellungnahme

Bemerkungen:

Die Kompetenzaufteilung ist grundsatzlich zu befirworten mit
Ausnahme der bereits in der Beantwortung der vorgangigen Fragen
angebrachten Korrekturen.




12. Revision Spitalgesetz

Das Spitalgesetz ist seit 1. Januar 1977 in Kraft und wurde seither le-
diglich in einzelnen Bestimmungen angepasst. Die KVG-Revision be-
dingt Anpassungen der Bestimmungen zur Spitalplanung, den Leis-
tungsauftragen und der Spitalliste. Die vorgeschlagene Ausgliederung
der Akutspitaler und der psychiatrischen Institutionen sowie die Schaf-
fung einer Spital-lmmobiliengesellschaft bedingen weitere Anpassun-
gen, so dass das Spitalgesetz einer Totalrevision zu unterziehen ist.
Die Verselbstandigung der Betriebe fiihrt zu einzelnen Anderungen im
Gesundheitsgesetz (u.a. Berufsausubung, Patientenrechte). Aufgrund
der neuen Spitalfinanzierung und der Verselbstandigung entfallen die
Bestimmungen zum Globalbudget im Finanzhaushaltgesetz.

Unterstltzen Sie die vorgeschlagene Totalrevision des Spitalgesetzes

O ohne Vorbehalt
@ mit Vorbehalt

O Ablehnung
O keine Stellungnahme

Bemerkungen:

Eine Totalrevision des Spitalgesetzes dréangt sich auf.

Name:

Organisation (Gemeinde, Partei usw.): EDP die Liberalen

Privat:

Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion BL
Bahnhofstrasse 5

Postfach

4410 Liestal




	Bemerkungen2: Die vorgeschlagene Variante der Auslagerung der 3 Akutspitäler unter einem Dach ist zu begrüssen. Der Zusammenschluss bringt Synergien, ermöglicht zusätzliche Schwerpunktbildungen, was mittelfristig zu Qualitätsverbesserungen und Kosteneinsparungen führen wird. Es gilt aber zu bemerken, dass die Umstrukturierung nicht von heute auf morgen erfolgen kann und es in einer Anfangsphase zu Quersubventionierungen zwischen den einzelnen Standorten kommen wird. Die Gefahr von Verlustvorträgen für die Gesellschaft in den ersten Jahren ist vorhanden. 
Die Auslagerung der Psychiatrie in eine separate Gesellschaft ist zu unterstützen, da es sich um ein ganz anderes Leistungsangebot mit unterschiedlicher Betreuungs-/Pflegephilosophie handelt. Die anderen Organisationsabläufe sowie die unterschiedliche Finanzierung (ohne DRG) verunmöglichen ebenfalls Synergiegewinne. 


	Bemerkungen1: Die Auslagerung wurde von der FDP bereits im Jahre 2007 mit ihrem Vorstoss 2007/203 gefordert und wird nun folgerichtig unterstützt. 
Die Verselbstständigung hätte jedoch eindeutig früher erfolgen sollen. Nun muss in einem einzigen Projekt bis 1.1.2012 gleichzeitig die Auslagerung der Spitäler, deren Fusion sowie die Einführung der DRG erfolgen. Es erscheint schier unmöglich, drei so grosse Projekte gleichzeitig umzusetzen. Eine Etappierung wäre angebracht gewesen.
	Bemerkungen3: Die Beurteilung der Rechtsform kann anhand der Frage der Haftung, des Personalrechts, der Möglichkeiten der Mittelbeschaffung und der Möglichkeit der Einflussnahme durch das Parlament erfolgen.
Faktisch besteht in beiden Rechtsformen eine Staatsgarantie, da ein Konkurs einer AG im Kantons-Besitz nicht realistisch ist. 
Der direkte Einfluss der öffentlichen Hand ist bei der öffentlich rechtlichen Gesellschaft grösser wegen der Oberaufsicht durch das Parlament und der Genehmigung der Strategie durch die Regierung. Bei der AG übt der Verwaltungsrat diese Funktionen aus und die Mitsprache des Parlamentes ist gänzlich ausgeschlossen.
Ein zentraler Punkt ist auch das Personalrecht. Ausgliederungen in Aktiengesellschaften führen meist zu erheblichem Widerstand von Personalverbänden. Die Auslagerung könnte dadurch gefährdet sein.
Der unternehmerische Spielraum sowie die Konditionen für die Fremdkapitalbeschaffung sind in beiden Rechtsformen gleichwertig.
Insgesamt wurde deshalb für die Auslagerung von Spitälern schweizweit der öffentlich rechtlichen Form der Vorzug gegeben.
	Bemerkungen4: keine
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